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Einige kleine und vorläufige Überlegungen als Startimpuls zur 
Fragestellung:  

„Inwiefern ist eine Universität mit erklärtem Europa- 
 Schwerpunkt in der Pflicht, Stellung zu aktuellen gesell-

schaftspolitischen Fragen zu nehmen und politische  
Handlungsempfehlungen zu erarbeiten?“ 

 
 

Klausurtagung  
    „Europaforschung an der Universität des Saarlandes“  

       
organisiert durch das  

Collegium Europaeum Universitatis Saraviensis (CEUS) 
 

Theley, 4./5. Dezember 2015  
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Die Ausgangslage ist bekannt und wurde auf diesem Workshop bei der Grundfragestel-
lung 1 „Was heißt Europaforschung?“ sowie der Grundfragestellung 2 „Was ist das Allein-
stellungsmerkmal der Europaforschung an der Universität des Saarlandes?“ ausführlich 
thematisiert. 

Jetzt dreht es sich – quasi zur Abrundung – als Grundfragestellung 3 um folgende Frage: 
„Inwiefern ist eine Universität mit erklärtem Europa-Schwerpunkt in der Pflicht, Stellung zu 
aktuellen gesellschaftspolitischen Fragen zu nehmen und politische Handlungsempfeh-
lungen zu erarbeiten?“ 

Ich interpretiere „Stellung nehmen“ dabei weniger als ein inoffizielles Erarbeiten von ir-
gendwelchen Antworten, die niemanden interessieren und die letztlich im Papierkorb oder 
in einem Unterordner auf dem Macbook landen.  

Vielmehr soll es konkret darum gehen, ob wir als Mitglieder der Universität des Saarlandes 
konkrete präskriptive oder sogar normative Aussagen in Richtung auf die Politik machen 
wollen beziehungsweise machen sollen beziehungsweise machen können. 

 

Dies führt uns zur ersten Teilfrage:  

Braucht die Pol it ik Beratung in europapolit ischen Fragen? 
Diese Frage ist eindeutig mit „ja“ zu beantworten. Wir haben eine beeindruckende Fülle 
von Themen, bei denen sich unsere Politiker im Allgemeinen und Europapolitiker im Be-
sonderen als völlig ahnungslos und gnadenlos inkompetent herausgestellt haben. Ich 
möchte mich angesichts dieser erdrückenden Evidenz auf drei Beispiele begrenzen:  

(1) Nehmen wir die europäische Währung. Für jeden Wirtschaftswissenschaftler ist es voll-
kommen klar, dass eine Währungsunion ohne eine gemeinsame Fiskalpolitik völlig unsin-
nig ist. Wozu das führt, hat letztlich das Beispiel von Griechenland überdeutlich gezeigt. 
Ich kann mich erinnern, auf einer Podiumsveranstaltung noch vor der Euroeinführung – 
der natürlich eine gute Idee ist – diesen Punkt vorgebracht zu haben und gleich als Anti-
Europäer klassifiziert zu werden. 

(2) Nehmen wir die Bildungspolitik. Durch die Schaffung des gemeinsamen Bildungsrau-
mes scheinen sich irgendwie viele Länder schlechter gestellt zu fühlen. Denn Wech-
selmöglichkeiten zwischen Ländern und Hochschulen hat es vorher schon gegeben. Was 
aber sicherlich kein Ruhmesblatt darstellt, ist die flächendeckende Einführung von kleintei-
ligen Bachelor-/Masterprogrammen, die landesspezifische Wettbewerbsvorteile wie die 
Diplome in Psychologie, BWL und im Ingenieur-Bereich zerstört haben. Und dass dies al-
les nur mit bürokratischem Overkill realisierbar war, wussten wir vorher, nicht aber unsere 
Politiker.  
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(3) Alles das, was sich im weitesten Sinne um das Konzept der „Europäischen Integration“ 
dreht, ist Ausdruck eines vollständigen Unverständnisses der Realität bei Politikern. Seit 
Beginn der Entwicklung von Europa ging es um ein immer intensiveres Angleichen und ein 
Zusammenwachsen. Einige von Ihnen wissen, dass ich mich mit dieser Materie schon vor 
vielen Jahren unter dem Stichwort Konvergenz und Divergenz beschäftigt habe. Die Lo-
gik, wonach absolute Konvergenz das ultimative Ziel und Unterschiedlichkeit zwangsläufig 
als Fehlentwicklung zu interpretieren ist, hat sich mir nie erschlossen – egal, ob man aus 
soziologischer, betriebswirtschaftlicher oder volkswirtschaftlicher Perspektive argumen-
tiert. Erst jetzt stellen Politiker mit Erstaunen fest, dass vollständige Konvergenz weder 
wünschenswert noch realisierbar ist.  

Auf die Aufnahme weiterer Punkte, beispielsweise zu Immigration und Flüchtlingen, möch-
te ich aus Zeitgründen verzichten. 

 

Damit komme ich zur zweiten Teilfrage: 

Nutzt die Pol it ik die Universität des Saarlandes als Ideengeber bei 
europapolit ischen Fragen? 
Hier kann ich sicherlich nicht für die ganze Universität sprechen. Wenn ich mich aber auf 
meine Rolle als Direktor des Europa-Instituts beziehe und einen Zeitraum von 25 Jahren 
nehme, dann gibt es eine glasklare Antwort. Und die lautet: Weder die Bundespolitik noch 
die Landespolitik hat sich auch nur ein einziges Mal in dieser Hinsicht an mich gewendet. 
Ersteres ist angesichts unserer Randlage vielleicht noch verständlich, letzteres aber vor 
dem Hintergrund unserer weitgehenden Alleinstellung gelinde gesagt unverständlich. 
Auch sonst sind mir keine markanten Ideen zu Europa von der Universität des Saarlandes 
bekannt, die unsere Politiker sichtbar wahrgenommen haben. 

Damit komme ich zur Frage nach dem Grund, warum dieser Wissenstransfer zur Politik 
nicht stattfindet. Diesen kann man natürlich auf der Seite der Politik suchen. Man kann 
aber auch darüber nachdenken, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, dass die Politik 
– generelles Interesse vorausgesetzt – überhaupt entsprechende Empfehlungen aus un-
serer Universität akzeptiert.  

 

Dies bringt uns zur dritten Frage: 

Ist unsere Universität eigentl ich eine moral ische Instanz, von der man 
Rat entgegen nimmt? 
Wenn man sich unsere Universität anschaut, können einem durchaus Zweifel kommen. 
Haben wir an unserer Universität eine demokratische Organisationsstruktur, die als Ent-
wurf für Europa dienen kann? Ich möchte das jetzt nicht vertiefen und nur auf Stichworte 
wie Universitätsgesetz oder Fakultätsgliederung verweisen. Die entsprechende präsidiale 
Top-Down-Entscheidung, brav von allen Vizepräsidenten unterzeichnet, belegt das Ge-



orga.uni-sb.de |        Europapolitische Stellungnahme durch die UdS            Dezember 2015 5 

genteil. Analoges findet man im Innenverhältnis von Fakultäten. Aber auch das möchte ich 
nicht vertiefen, sondern lediglich Zweifel daran anmelden, ob unsere Universität im jetzi-
gen Zustand wirklich als moralische Instanz für irgendwelche Empfehlungen akzeptierbar 
ist. 

 

Schließlich zur vierten und zunächst letzten Frage: 

Haben wir auf breiter und nachhalt iger Basis die entsprechende 
Kompetenz, um der Pol it ik Ratschläge in Sachen Europa zu geben? 

Hier ich habe Zweifel. Für viele Wissenschaftler und erst Recht für die inflationsartig in ihrer 
Zahl anwachsenden Wissenschaftsverwalter an unserer Universität ist Europa lediglich ein 
Topf mit Forschungsgeldern. Aber Europa als Quelle für Mittelherkunft ist etwas wenig. 

Natürlich haben Interkulturalität, Grenzraumforschung und vieles andere letztlich alles et-
was mit Facetten von Europa zu tun. Aber wenn man Forschungsberichte, Tagungsbän-
de, Aufsätze und Bücher durchsieht, taucht „Europa“ nur selten auf – wenngleich es nicht 
nur am Europa-Institut Ausnahmen gibt. Trotzdem werden nur selten Fragen angespro-
chen, die etwas mit Europa als Ganzes zu tun haben.  

Noch einmal etwas anders formuliert: Sicherlich wäre selbst eine saarländische Mund-
artanalyse als Europaforschung positionierbar, weil das Saarland Teil von Europa ist. Nur 
dann wäre jegliche Forschung zwangsläufig Europaforschung. Auch ist Europa natürlich 
Teil der aktuellen Globalisierung. Aber auch deshalb ist nicht jegliche internationale For-
schung automatisch Europaforschung. 

Deshalb neige ich dazu, diese vierte Frage eher zu verneinen. Damit brauchen wir uns 
weiteren Fragen nicht mehr zu widmen, also auch beispielsweise nicht diskutieren, ob un-
sere aktuell zentralisierte und eigenwillige Pressearbeit überhaupt in der Lage ist, Euro-
pakompetenz nach außen zu kommunizieren.  

Zusammenfassend führt dies zu meiner Arbeitshypothese:  

Unsere Pol i t ik braucht mehr denn je europapol i t ische Empfehlungen. Nur 
scheint unsere Univers ität angesichts ihres aktuel len Zustandes le ider dazu 
weniger denn je gewi l l t  und/oder fähig zu sein. 

Aber das ist mein persönliches Impulsstatement. Ich würde mich freuen, wenn die nächs-
ten beiden Statements den Beweis für das Gegenteil erbringen und mich in allen Punkten 
widerlegen könnten. 

 

 

 


